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Fortschritt am Arbeitsmarkt
Neun Vorschläge für eine aktivere Beschäftigungspolitik

Die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt hat sich der globalen Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise
zum Trotz positiv entwickelt. Unternehmer und Gewerkschaften, die Antikrisenpolitik der großen
Koalition sowie die Strukturreformen der SPD-geführten Bundesregierung haben ihren Beitrag zu
diesem Erfolg geleistet. Deutschland ist trotz eines wirtschaftlichen Einbruchs von Minus fünf Prozent
im Jahre 2009 am Arbeitsmarkt sicher durch die Krise gekommen.

Gleichwohl gibt es in der Arbeitsmarktpolitik keinen Grund jetzt in Untätigkeit zu verharren. Nach wie
vor sind etwa 3 Millionen Menschen offiziell arbeitslos gemeldet. Nach wie vor gibt es vor allem ei-
nen verfestigten Sockel von Langzeitarbeitslosigkeit. Eine aktuelle Studie der Bertelsmann-Stiftung
zeigt, dass Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte weiterhin große Schwierigkeiten haben, in
Beschäftigung zu kommen. Bei der Vermeidung von Langzeitarbeitslosigkeit liegt Deutschland im
OECD-Vergleich sogar auf dem vorletzten Platz. Zudem hängt der Bildungserfolg von Kindern und
Jugendlichen nach wie vor zu stark von ihrer sozialen Herkunft ab. Soziale Ungleichheiten verschär-
fen sich auch bei der Einkommens- und Vermögensverteilung rasant. Prekäre Arbeitsverhältnisse zu
schlechten Löhnen und mit schlechter sozialer Absicherung nehmen zu. Durch die Kürzungen der
Mittel (von über 20 Prozent allein 2011) und die Unterlassungen der schwarz-gelben Bundesregie-
rung in der Beschäftigungspolitik droht unserem Land ein dauerhaft gespaltener Arbeitsmarkt: Wäh-
rend sich in einzeln Branchen (aktuell vor allem bei Erziehung, Pflege, Gesundheit und in bestimmten
technischen und naturwissenschaftlichen Berufen) bereits ein Mangel an qualifizierten Fachkräften
abzeichnet, sind immer noch viel zu viele Menschen in Dauerarbeitslosigkeit abgehängt.

Es gilt jetzt umzuschalten: Von einer Strategie der Beschäftigungssicherung zu einer Politik für neue
Arbeit in Deutschland. Die Chancen, die sich jetzt im Aufschwung für mehr und bessere Arbeitsplätze
bieten, dürfen nicht verspielt werden. Begünstigt durch eine nach wie vor starke industrielle Basis,
große Potentiale in der Dienstleistungswirtschaft und durch die demografische Entwicklung hat unser
Land die Chance, innerhalb der kommenden Dekade Vollbeschäftigung zu erreichen – und, nur wenn
wir diese ehrgeizige Aufgabe im kommenden Jahrzehnt in Angriff nehmen, können wir in unserer
älterwerdenden Gesellschaft Wohlstand und soziale Sicherheit gewährleisten. Nur so wird es möglich
sein, zunehmender sozialer Ungleichheit entgegen zu wirken. Deutschland muss dafür im Export mit
modernen Produkten, Verfahren und Dienstleistungen wettbewerbsfähig bleiben und seinen Bin-
nenmarkt durch Investitionen, Kaufkraft und neue Dienstleistungen nachhaltig stärken.

Neben der Wirtschafts-, Finanz-, Bildungs- und Infrastrukturpolitik muss auch die aktive Arbeits-
marktpolitik dafür jetzt die richtigen Weichen stellen. Es gilt, in Arbeit zu investieren, damit wir nicht
dauerhaft Massenarbeitslosigkeit finanzieren müssen. Dazu gehören folgende Maßnahmen:

1. Vermittlungsoffensive für Jugendliche, Alleinerziehende und Ältere

Vor allem drei Personengruppen haben auf dem Arbeitsmarkt schlechte Vermittlungschancen: Ju-
gendliche und junge Menschen mit Qualifizierungsbedarf, Alleinerziehende und Ältere.
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Jedes Jahr verlassen 65.000 junge Menschen unsere Schulen ohne einen Abschluss. 1,5 Millionen
Jugendliche zwischen 20 und 30 Jahren haben keine berufliche Erstausbildung. Bei den Alleinerzie-
henden sind es zumeist Frauen, die schwerer auf dem Arbeitsmarkt zu vermitteln sind, aufgrund der
derzeitig unzureichenden Möglichkeiten zur Vereinbarung von Familie und Beruf. 1,6 Millionen Al-
leinerziehende, davon 90 Prozent Frauen, sind auf dem deutschen Arbeitsmarkt strukturell benach-
teiligt. Die Beschäftigungsquote von Älteren konnte zwar in den letzten Jahren deutlich gesteigert
werden, sie ist aber nach wie vor zu niedrig. Bei den 60 bis 64 Jährigen, die sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt sind, liegt die Beschäftigungsquote gerade einmal bei 21,5 Prozent.

Es sind dementsprechend auch genau diese drei Gruppen, die überproportional stark von Langzeitar-
beitslosigkeit betroffen sind. Hier müssen wir ansetzen, um mit gezielten Maßnahmen verfestigte
Arbeitslosigkeit aufzubrechen.

 Um eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen, ist eine spezialisierte Vermitt-
lungsinitiative durch entsprechend geschulte Fallmanager notwendig. Dazu muss der Kontakt
zu den Betrieben intensiviert werden, aber auch die Anzahl derjenigen, die engagiert und
qualifiziert die Arbeitssuchenden unterstützen, massiv erhöht werden. Studien des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) haben gezeigt, dass bei einer zielgenauen Be-
treuung die Chancen der Vermittlung um ein Vielfaches höher sind. Ziel sollte deshalb ein be-
sonderer Vermittlerschlüssel für Langzeitarbeitslose von 1 zu 75 zwischen Fallmanager und
der Zahl der zu Betreuenden sein.

 Zusätzlich muss sich die Vermittlung von Alleinerziehenden mehr an der individuellen Le-
benssituation und den jeweiligen Bedürfnissen orientieren. Dazu muss die Zusammenarbeit
mit Betreuungseinrichtungen, den Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sowie anderen Hilfe-
systemen besser koordiniert werden. Nur so können alle Angebote vor Ort lückenlos und
wirksam ineinander greifen.

2. Aktion „Zweite Chance“

Jugendliche ohne Schulabschluss und/oder berufliche Ausbildung sind ein brachliegendes Kapital, das
sich unsere Gesellschaft angesichts des demografischen Wandels nicht mehr leisten kann. Darum
brauchen wir einen Aktionsplan, wie wir dieses Potential heben und Jugendlichen eine „Zweite Chan-
ce“ geben können. Im Kern muss es darum gehen, neue Wege zur Berufsqualifizierung zu eröffnen
und einen Rechtsanspruch auf das Nachholen eines Schul- oder Berufsabschlusses zu gewährleisten.

 Das Recht auf das Nachholen eines Hauptschulabschlusses muss als Pflichtleistung erhalten
werden.

 Jeder Einzelne der 1,5 Mio. Jugendlichen ohne Berufsabschluss muss innerhalb der nächsten
zwei Jahre ein Angebot zur Nachqualifizierung erhalten. Dazu brauchen wir vollqualifizieren-
de Maßnahmen. Bei Bedarf muss es eine finanzielle Förderung geben, damit sich weder Le-
benshaltungs- noch Maßnahmekosten als Zugangshürden auswirken können.

 Im Rahmen einer Fachkräfteallianz muss über einen ehrlichen Ausbildungspakt gesprochen
werden. Wer ernsthaft gegen den drohenden Fachkräftemangel vorgehen will, der muss
schleunigst eine ehrliche Bilanz der Ausbildungssituation vorlegen. Unversorgte Bewerber
aus früheren Ausbildungsjahren (sogenannte „Altbewerber“) gehören dazu ebenso wie über
400.000 Jugendliche, die in Übergangsmaßnahmen stecken. Zusätzliche Ausbildungsplätze
sind überfällig – unabhängig vom Rückgang der Schülerzahlen in manchen Bundesländern.
Wir setzen uns für eine Ausbildungsplatzgarantie für alle Jugendlichen ein, die bis spätestens
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drei Jahre nach ihrem Schulabschluss keinen Ausbildungsplatz gefunden haben. Dabei hat
das duale Ausbildungssystem Priorität. Wir werden aber dort, wo sie für ein bedarfsdecken-
des Angebot nötig sind, im Interesse der Jugendlichen weitere, vollqualifizierende Angebote
der beruflichen Bildung schaffen.

3. Fachkräfteinitiative Pflege, Gesundheit, Bildung und Erziehung

Im Bereich der Sozial- und Gesundheitsberufe, der Bildung und Erziehung gibt es einen wachsenden
Bedarf an qualifiziertem Personal. Hier ist die Gefahr des gespaltenen Arbeitsmarktes schon heute
absehbar. Daher müssen wir die Mittel zur Ausbildung von Erziehern und Pflegepersonal in der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik verstärken. Eine höhere Qualität der Ausbildung, bessere Entlohnung, die
Ausweitung der Aus- und Fortbildungskapazitäten und bessere Arbeitsbedingungen sind dafür wich-
tige Voraussetzungen.

 Vorrang hat für uns die Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze in Pflegeberufen. Hier darf
sich die weitgehend für die Ausbildung zuständige öffentliche Hand nicht um ihre Verantwor-
tung drücken. Zusätzlich brauchen wir ein Sonderprogramm „Pflege und Erziehung“ in dem
wir jährlich 10.000 Pflegerinnen und Pfleger und 10.000 Erzieherinnen und Erzieher über die
Bundesagentur für Arbeit ausbilden. Hierfür könnte der Bund mit einem Teil der im jeweili-
gen Vorjahr nicht genutzten Mittel eine Finanzierung für ein solches Programm bereit stellen.

 Die bisherige Förderung der Alten- und Krankenpflegeausbildung durch die Bundesagentur
für Arbeit muss ohne Einschränkungen oder Kürzungen verlängert werden. Alten- und Kran-
kenpflegeausbildung sollten zu einer integrierten Pflegeausbildung zusammengeführt wer-
den, um die Durchlässigkeit zwischen den Berufsfeldern zu verbessern.

 Wir haben die Pflegeausbildung für Hauptschulabsolventen mit geschlossener zehnjähriger
allgemeiner Schulbildung geöffnet. Nun soll die Ausbildung auch „nach oben“ aufgemacht
werden, indem Pflegepersonal nach Ausbildung und Berufspraxis der Zugang zum Pflegestu-
dium ermöglicht wird.

 Durch eine bessere Aus- und Weiterbildung von Erzieherinnen und Erziehern und Verbesse-
rungen beim Einkommen wollen wir den Erzieherberuf gezielt aufwerten – auch unter Einbe-
ziehung des Meister-BAföG. Die Hochschulbildung muss auch für ausgebildete Erzieherinnen
und Erzieher offen sein. Gerade in den Leitungsbereichen werden zunehmend akademisch
qualifizierte Mitarbeiter gesucht. Wir wollen sowohl den grundständigen Ausbildungsweg
über die Fachschule als auch die Möglichkeit der Fachhochschulausbildung fördern.

4. Berufliche Aufstiegsperspektiven

In den Berufsfeldern, in denen absehbar ein Fachkräftemangel drohen kann, brauchen wir abge-
stimmte Fachkräfteoffensiven, in denen durch verbesserte berufliche Aufstiegsperspektiven für diese
Berufe geworben wird und diese auch attraktiver werden. Dafür ist eine viel engere Verzahnung von
Hochschulausbildung und Wirtschaft notwendig.

 Mit einem Sonderprogramm „Berufsaufstieg“ sollen gezielt neue Aufstiegsmöglichkeiten im
MINT-Bereich (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft, Technik) geschaffen werden.
Meistern und Technikern wollen wir den fachgebundenen Zugang zum Master-Studium ga-
rantieren – auch ohne Abitur. Die Hochschulen werden wir beim Aufbau entsprechender,
zielgruppenspezifischer Angebote unterstützen. „Lotterie“ und Willkür bei den Aufstiegssti-
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pendien müssen beendet werden. Wir wollen die unverbindliche Aussicht auf ein Stipendium
durch einen Rechtsanspruch auf staatliche Förderung ersetzen.

 Wir brauchen mehr Kapazitäten an Hochschulen und mehr Studienangebote in Zukunftsfel-
dern wie Logistik und Verkehr, Informatik, erneuerbare Energien und der Gesundheitswirt-
schaft. Dabei dürfen wir uns nicht scheuen, neue spezialisierte Hochschulen zu gründen und
in Kooperation mit den Unternehmen aufzubauen.

 Auch eine Berufsausbildung mit Berufserfahrung soll den Zugang zu einer Hochschule ermög-
lichen. Die entsprechenden Ansätze müssen verstärkt werden – auch für ein berufsbeglei-
tendes Studium zur Weiterqualifizierung ohne Abitur. Wir brauchen mehr offene Hochschu-
len, die ein berufsbegleitendes Studium über Fernstudium ermöglichen – ohne Studienge-
bühren.

 Arbeitnehmer müssen mit den beruflichen Anforderungen Schritt halten können und brau-
chen in allen Berufen eine bessere Weiterbildung und Qualifizierung. Dafür wollen wir einen
Rechtsanspruch auf Qualifizierungsberatung. Die Unternehmen sind in der Pflicht, einen Bei-
trag zu mehr und besserer innerbetrieblicher Weiterbildung zu leisten.

5. Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist heute für viele junge Eltern, die im Berufsleben stehen
oder einen Job suchen, ein zu großer Spagat im Alltag. Nicht nur Alleinerziehende stehen oft vor
kaum lösbaren Problemen bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Dabei gehört es zu unserem
Bild von guter Arbeit, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Berufstätigkeit mit ihren fami-
liären Aufgaben vereinbaren können und umgekehrt. Insbesondere junge Mütter und Väter müssen
dabei unterstützt werden, familiäre Aufgaben und Erwerbsarbeit partnerschaftlich zu teilen.

 Zugänge zum Arbeitsmarkt für Berufsrückkehrerinnen müssen erleichtert werden. Dazu for-
dern wir einen Rechtsanspruch auf Eingliederungsleistungen bei der Einarbeitung und dem
Wiedereinstieg.

 Es muss einen Rechtsanspruch auf Wiederaufstockung nach Reduktion der Arbeitszeit wegen
Kinderbetreuung geben. Das Rückkehrrecht auf einen Vollzeitarbeitsplatz muss gesetzlich
abgesichert werden. Außerdem fordern wir die Absenkung bestehender Schwellen zur flexib-
leren Inanspruchnahme von Teilzeitansprüchen auch in kleineren Betrieben und Unterneh-
men.

 Eine familienfreundliche Arbeitskultur muss für alle Arbeitgeber selbstverständlich sein, denn
sie trägt erheblich zur Zufriedenheit und Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern bei. Wichtig sind dabei eine familienorientierte Personalpolitik und flexible Arbeits-
zeitmodelle.

 Die Unternehmen müssen mehr Betriebskinderkrippen und –kindergärten schaffen bzw.
mehr Belegplätze in Kindertageseinrichtungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter garan-
tieren.

 Mütter und Väter, die Kinder betreuen und keine Ausbildung haben, brauchen mehr Ausbil-
dungsangebote in Teilzeitform. Dazu brauchen wir einen Rechtsanspruch auf Teilzeitausbil-
dung.
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6. Alterssicherungspolitik durch Arbeit für Ältere

Gerade ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben oft Schwierigkeiten eine Arbeit zu fin-
den, vor allem, wenn sie lange arbeitslos waren. Erst langsam setzt sich die Erkenntnis durch, dass
Erfahrung und Wissen der älteren Beschäftigten über 50 Jahre sehr wertvoll für die Unternehmen
sind. Auch hat sich in zu vielen Unternehmen noch kein betriebliches Personalmanagement durchge-
setzt, das auf altersveränderte Belegschaften rechtzeitig reagiert und den Wert und die Erfahrung
älterer Beschäftigter zu schätzen weiß. Auch dieses Potential können wir nicht ungenutzt lassen. Die
Quote der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bei den 60 bis 64 Jährigen - einschließlich der
Altersteilzeit - muss auf mindestens 50 Prozent erhöht werden. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen
positive Anreize für Arbeitnehmer und Arbeitgeber entwickelt werden.

 Notwendig ist eine weitere Verbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes im Betrieb.
Gutes betriebliches Gesundheitsmanagement ist entscheidend für bessere Chancen, länger
gesund im Berufsleben zu bleiben. Politik und Tarifpartner müssen gemeinsam Antworten
auf neue Herausforderungen finden, wie Arbeitsverdichtung und die deutliche Zunahme psy-
chischer Erkrankungen.

 Der Eingliederungszuschuss für ältere Arbeitnehmer muss bis mindestens 2012 verlängert
werden.

 Die Beteiligung der älteren Beschäftigten an Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen
ist zu gering. Sie muss gezielt durch passende Angebote und öffentliche Förderung gesteigert
werden.

 Der öffentliche Dienst sollte als größter Arbeitgeber in Deutschland mit gutem Beispiel vo-
rangehen und Potentiale zur Beschäftigung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
voll ausschöpfen.

7. Sozialer Arbeitsmarkt

Wir brauchen mehr und bessere Beschätigungsangebote für diejenigen, die derzeit auf dem freien
Arbeitsmarkt keine Chance haben. Bei einem Drittel der Langzeitarbeitslosen liegt die letzte sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung sechs oder mehr Jahre zurück. Viele haben gesundheitliche
Beschwerden. Die erfolgreiche Praxis guter Jobcenter zeigt, dass auch sie mit einer intensiven und
anhaltenden Unterstützung dennoch erfolgreich eine Arbeit aufnehmen können. Hierzu bedarf es
guter Fallmanager und einer Perspektive auf dem Arbeitsmarkt, die motiviert. Unser Ziel muss es
sein, anständige Arbeitsplätze zu schaffen und den Menschen ein Einkommen zu ermöglichen, von
dem sie leben können. Dazu wollen wir den sozialen Arbeitsmarkt mit öffentlich geförderter Beschäf-
tigung ausbauen.

 Auf dem sozialen Arbeitsmarkt könnten in den kommenden zwei Jahren zusätzlich 200 000
Beschäftigungsverhältnisse geschaffen werden. Dafür wollen wir das Programm „Job-
Perspektive“ mit einem gesetzlichen Beschäftigungszuschuss erweitern. Wir wollen Men-
schen eine berufliche Perspektive eröffnen, die auch nach intensiven Vermittlungsanstren-
gungen bisher keine Chance auf dem Arbeitsmarkt haben. Grundsätzlich gilt dabei, dass die
Angebote des sozialen Arbeitsmarktes nur mit Zustimmung von Gewerkschaftern und Kam-
mern eingerichtet werden dürfen. Die Lohnhöhe muss sozialversicherungspflichtig sein und
Hilfebedürftigkeit eines Arbeitssuchenden ausschließen. Die Arbeitsvermittler der Bundes-
agentur für Arbeit sind weiterhin für die Arbeitnehmer im sozialen Arbeitsmarkt zuständig
und überprüfen halbjährlich die Vermittlungschancen in den ersten Arbeitsmarkt. Die Finan-
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zierung erfolgt aus dem Bundeshaushalt. Angesichts des Wegfalls der passiven Leistungen
und zusätzlicher Einnahmen in den Sozialversicherungen besteht ein hoher Selbstfinanzie-
rungseffekt.

8. Damit sich Leistung lohnt: Mindestlohn und Bonus für Arbeit

Durch einen gesetzlichen Mindestlohn und branchenspezifische Lohnuntergrenzen wollen wir Lohn-
dumping entgegenwirken und gleichzeitig den Lohnabstand zwischen Leistungen für Arbeitslose und
den Einkommen von Geringverdienern sichern. Zudem gilt es, durch einen „Bonus für Arbeit“ Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern mit unteren Einkommen gezielt bei den Sozialversicherungsbeiträ-
gen zu entlasten. Eine Möglichkeit dazu wäre, eine Progression im Bereich der Sozialabgaben einzu-
führen. Diese sollte nur auf der Arbeitnehmerseite im unteren Einkommensbereich wirksam werden.

 Wir wollen eine solide Finanzierung progressiver Sozialabgaben. Weder der Staat noch die
Sozialversicherungen dürfen wegen der angestrebten Reform neue Schulden machen. Die
Konzentration der Abgabenentlastung auf den unteren Einkommensbereich und die Arbeit-
nehmerseite ermöglicht eine Finanzierung aus Steuermitteln ohne Leistungseinschränkun-
gen. Die Konzentration auf den Lohnbereich, der heute durch Sozialversicherungsbeiträge re-
lativ am stärksten belastet wird, beseitigt einen Abgabenkeil, der für Leistungswillige deutlich
demotivierend wirkt und die Kaufkraft gerade derjenigen empfindlich einschränkt, die über
ihre Konsumquote die Binnennachfrage stützen. Zur Gegenfinanzierung schlagen wir unter
anderem eine angemessene Anhebung der Abgeltungssteuer auf Kapitaleinkünfte vor. Ein
weiterer Bestandteil der Gegenfinanzierung ergibt sich aus den Einsparungen für die öffentli-
che Hand durch die Einführung von Mindestlöhnen bei den bisherigen Leistungen des ergän-
zenden Arbeitslosengeld II („Aufstocker“).

9. Neue Ordnung auf dem Arbeitsmarkt

Die zentralen Ziele unserer Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik sind Vollbeschäftigung und Gute
Arbeit. Das bedeutet die Stärkung des Normalarbeitsverhältnisses durch die Reduzierung prekärer
Beschäftigungsverhältnisse. Wir wollen Geschlechtergleichstellung, das prinzip „Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“ und einen flächendeckenden Mindestlohn.

 Wir setzen uns dafür ein, dass das Normalarbeitsverhältnis im Sinne einer regulären tariflich
entlohnten unbefristeten Vollzeitarbeit wieder zu Regel wird – und zugleich der Tatsache
Rechnung getragen wird, dass Berufsbiografien heute stärker von Brüchen und Übergängen
gekennzeichnet sind.

 Gerechte Löhne sind eine wichtige Voraussetzung für ein gutes Leben und gesellschaftliche
Teilhabe. Ein allgemeiner, gesetzlicher Mindestlohn ist überfällig. Noch wichtiger ist die Stär-
kung des Tarifvertragssystems. Es müssen wieder mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer von Tariflöhnen, die von starken Tarifparteien vereinbart werden, profitieren.

 Der Arbeits- und Gesundheitsschutz in Deutschland muss verbessert und intelligente Arbeits-
zeitmodelle gestärkt werden. Das ist für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wich-
tig, leistet aber auch für Jüngere einen wichtigen Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf.

 Prekäre Berufseinstiege von jungen Erwachsenen über Praktika oder befristete Arbeitsver-
träge wollen wir beenden und stattdessen den Berufseinstieg über gesicherte und unbefris-
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tete Arbeitsverhältnisse wieder zum Normalfall machen, indem wir uns für die Streichung der
sachgrundlosen Befristung einsetzen.

 Das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ für Frauen und Männer muss uneingeschränkt
gelten. Die gerechte Teilhabe von Frauen auf dem Arbeitsmarkt ist gesellschaftspolitisch
überfällig und dringend nötig, um den Fachkräftebedarf der Zukunft zu decken.

 Die paritätische Mitbestimmung soll bereits in Unternehmen mit mehr als 1000 Beschäftig-
ten greifen. Die Umgehung der Mitbestimmung durch Rechtsformwahl oder Auslandsgesell-
schaften mit Verwaltungssitz in Deutschland muss beendet werden.

 Wir wollen einen Ausbau der Mitbestimmung der Betriebsräte auf betrieblicher Ebene im
Sinne einer zukunftsweisenden Entwicklung der Arbeitsbeziehungen. Zukunftsfragen wie
Ausbildung und Bildung, die Gleichstellung von Männern und Frauen oder die Frage der Zahl
von befristet Beschäftigten und Leiharbeitnehmerinnen und -arbeitnehmern sollen verstärkt
Gegenstand betrieblicher Mitbestimmung werden.


